
31. Mai 2025

Pride Monat 2025: Kampf gegen Hass
und Intoleranz im Fokus!

Im Pride Month 2025 wird die queere Community von
wachsender Intoleranz bedroht. Aktuelle Zahlen zeigen

alarmierende Anstiege queerfeindlicher Gewalt.

Budapest, Ungarn - Am 31. Mai 2025 wird der Pride Month
eröffnet, ein Zeitraum, der die Vielfalt der queeren Community
ins Licht rückt, jedoch auch die zunehmenden
Herausforderungen durch Intoleranz und Hass thematisiert. Der
Regenbogen, das Symbol der LGBTQ+-Bewegung, erscheint in
diesem Kontext als Zeichen der Hoffnung, doch in vielen
Ländern, darunter Deutschland, steht dieser unter immensem
Druck, wie Remszeitung berichtet.

In Deutschland ist die Zahl der queerfeindlichen Straftaten
alarmierend gestiegen. Laut einem aktuellen Lagebild des
Bundesinnenministeriums und des Bundeskriminalamts wurden
im Jahr 2023 insgesamt 1.785 Fälle von Hasskriminalität gegen
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sexuelle Orientierung oder geschlechtsbezogene Diversität
registriert. Dies entspricht einem Anstieg von 50 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr und fast einem Verzehnfachen seit 2010.
Viele dieser Taten sind nicht nur Angriffe auf Einzelpersonen,
sondern auch Ausdruck einer breiten gesellschaftlichen
Problematik. Die Dunkelziffer wird auf 80 bis 90 Prozent
geschätzt, da viele Vorfälle nicht zur Anzeige gebracht
werden.Der LSVD betont, dass diese Form von Hasskriminalität
das Lebensumfeld der LSBTIQ*-Gemeinschaft stark
beeinträchtigt.

Globale Herausforderungen für
LGBTQ+-Rechte

Die Situation für die LGBTQ+-Gemeinschaft ist nicht nur in
Deutschland besorgniserregend. International gibt es einen
Anstieg an Gesetzen, die die Rechte queerer Personen
einschränken. In den USA hat sich beispielsweise das
sogenannte „Don’t say Gay“-Gesetz in Florida etabliert, welches
Sexualorientierung und Geschlechtsidentität aus schulischen
Lehrplänen entfernt. Mississippi folgt mit den meisten
Gesetzesentwürfen gegen LGBTQ-Rechte, darunter drastische
Strafen für geschlechtsangleichende Maßnahmen bei
Minderjährigen. In Ungarn hat die Regierung es bereits
ermöglicht, Pride-Paraden zu verbieten, was die Diskussion um
die Grundrechte queerer Menschen weiter anheizt.

Darüber hinaus sind in anderen Ländern ähnliche repressive
Maßnahmen zu beobachten. In Russland sind
geschlechtsangleichende Maßnahmen und die Änderung des
Geschlechts in offiziellen Dokumenten mittlerweile illegal,
während in Uganda das neuen „Anti-Homosexualitätsgesetz“
drastische Strafen, sogar die Todesstrafe, für
gleichgeschlechtliche Handlungen vorsieht. In Italien verfolgte
die Regierungschefin Giorgia Meloni eine strenge Politik gegen
LGBTQ-Familien, die unter anderem zur Rückgängigmachung
von Standesämtern für gleichgeschlechtliche Eltern führte.Die
Deutsche Welle befasst sich umfassend mit dieser Thematik
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und zeigt, dass die weltweiten Entwicklungen zurückhaltend
betrachtet werden müssen.

Kampf um Akzeptanz und Rechte

Im Vorfeld des Pride Month 2024 wird der Fokus auf die
Wahrung existenzieller Rechte der queeren Community gelegt.
Angesichts der kritischen Lage ist es umso wichtiger, den Dialog
über die Akzeptanz anderer sexueller Orientierungen als
Grundpfeiler demokratischer Gesellschaften zu führen.
Unternehmen wie SAP stehen unter Druck, ihre Programme zur
Geschlechtervielfalt zu überprüfen, während gleichzeitig
Stimmen lauter werden, die eine Negierung anderer
Lebensentwürfe als Bedrohung für Freiheit und Toleranz
betrachten.

Das bevorstehende große Event in Budapest am 28. Juni könnte
entscheidend für die queere Bewegung und Toleranz in Europa
sein, insbesondere da die Teilnahme von Europaparlamentariern
angekündigt wurde. In Anbetracht der Restriktionen und Verbote
für die queere Community in Ungarn wird der kleine geplante
Marsch als Zeichen des Widerstands gegen die Unterdrückung
gewertet.

Die Debatte um die Rechte und Sicherheit von
LSBTIQ*-Personen ist aktueller denn je. Die Bundesregierung
und die Innenministerien wurden bereits dazu aufgefordert, eine
gemeinsame Strategie zur Bekämpfung von Hasskriminalität
gegen diese Gruppen zu entwickeln. Ein gemeinsames Vorgehen
könnte der Schlüssel sein, um die Akzeptanz und die Achtung
von Queer-Rechten weiter voranzutreiben.

Details
Vorfall Hasskriminalität
Ursache Intoleranz, politische Motivation
Ort Budapest, Ungarn
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